
DIJuF Interaktiv www.kijup-sgbviii-reform.de  Stand: 19.4.2017 

 

SSSSYNOPSEYNOPSEYNOPSEYNOPSE NNNN     
 

Unbegleitete minderjährige Ausländer/innen (UMA)Unbegleitete minderjährige Ausländer/innen (UMA)Unbegleitete minderjährige Ausländer/innen (UMA)Unbegleitete minderjährige Ausländer/innen (UMA) 

I.I.I.I. zum Regierungsentwurf vom 12.4.2017 eines Gesetzes zur Stärkung 

von Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) 

 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 13 Jugendsozialarbeit 

[…] 

(3) Jungen Menschen kann während der 

Teilnahme an schulischen oder beruflichen 

Bildungsmaßnahmen oder bei der berufli-

chen Eingliederung Unterkunft in sozialpäda-

gogisch begleiteten Wohnformen angebo-

ten werden. In diesen Fällen sollen auch der 

notwendige Unterhalt des jungen Menschen 

sichergestellt und Krankenhilfe nach Maßga-

be des § 40 geleistet werden. 

 

 

 

 

(4) […]. 

§ 13 Jugendsozialarbeit 

[…] 

(3) Junge Menschen sollen während der Teil-
nahme an einem Angebot nach Absatz 2 
Unterkunft in sozialpädagogisch begleiteten 
Wohnformen erhalten, sofern ihre Unterbrin-
gung nicht anderweitig sichergestellt ist. Die 
Unterkunft wird so lange gewährt, wie die 
jungen Menschen dieser Hilfe beim Über-
gang in eine selbständige Lebensführung 
aufgrund ihrer individuellen Situation bedür-
fen. In diesen Fällen sollen auch der notwen-

dige Unterhalt des jungen Menschen sicher-

gestellt und Krankenhilfe nach Maßgabe des 

§ 40 geleistet werden. 

(4) […]. 

§ 78f Rahmenverträge 

Die kommunalen Spitzenverbände auf Lan-

desebene schließen mit den Verbänden der 

Träger der freien Jugendhilfe und den Verei-

nigungen sonstiger Leistungserbringer auf 

Landesebene Rahmenverträge über den 

Inhalt der Vereinbarungen nach § 78b Ab-

satz 1. Die für die Wahrnehmung der Aufga-

ben nach § 85 Absatz 2 Nummer 5 und 6 zu-

ständigen Behörden sind zu beteiligen. 

§ 78f Rahmenverträge 

(1) Die kommunalen Spitzenverbände auf 

Landesebene schließen mit den Verbänden 

der Träger der freien Jugendhilfe und den 

Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer 

auf Landesebene Rahmenverträge über den 

Inhalt der Vereinbarungen nach § 78b Ab-

satz 1. Die für die Wahrnehmung der Aufga-

ben nach § 85 Absatz 2 Nummer 5 und 6 zu-

ständigen Behörden sind zu beteiligen. 

(2) Im Hinblick auf vorläufige Maßnahmen und 
Leistungen für unbegleitete ausländische junge 
Menschen können die obersten Landesju-
gendbehörden mit den kommunalen Spitzen-
verbänden auf Landesebene und den Verbän-
den der Träger der freien Jugendhilfe und den 
Vereinigungen sonstiger Leistungserbringer auf 
Landesebene Rahmenverträge über den Inhalt 
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Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

der Vereinbarungen nach § 78b Absatz 1 
schließen; vom Abschluss dieser Verträge und 
ihrer Beachtung bei den Vereinbarungen nach 
§ 78b Absatz 1 kann das Land die Kostenerstat-
tung nach § 89d Absatz 1 abhängig machen. 

 

II.II.II.II. zum Regierungsentwurf vom 16.3.2017 eines Gesetzes zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht  

(BT-Drucks. 18/11546) 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 42 Inobhutnahme von Kindern und  
Jugendlichen 

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und ver-

pflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in 

seine Obhut zu nehmen, wenn  

1. das Kind oder der Jugendliche um Obhut 

bittet oder 

2. eine dringende Gefahr für das Wohl des 

Kindes oder des Jugendlichen die Inob-

hutnahme erfordert und  

a) die Personensorgeberechtigten nicht 

widersprechen oder 

b) eine familiengerichtliche Entschei-

dung nicht rechtzeitig eingeholt wer-

den kann oder 

3. ein ausländisches Kind oder ein ausländi-

scher Jugendlicher unbegleitet nach 

Deutschland kommt und sich weder Per-

sonensorge- noch Erziehungsberechtigte 

im Inland aufhalten. 

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein 

Kind oder einen Jugendlichen bei einer ge-

eigneten Person, in einer geeigneten Einrich-

tung oder in einer sonstigen Wohnform vor-

läufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 

Nummer 2 auch ein Kind oder einen Jugend-

lichen von einer anderen Person wegzuneh-

men. 

(2) Das Jugendamt hat während der Inob-

hutnahme die Situation, die zur Inobhutnah-

me geführt hat, zusammen mit dem Kind o-

der dem Jugendlichen zu klären und Mög-

lichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzu-

§ 42 Inobhutnahme von Kindern und 
Jugendlichen 

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und ver-

pflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen in 

seine Obhut zu nehmen, wenn  

4. das Kind oder der Jugendliche um Obhut 

bittet oder 

5. eine dringende Gefahr für das Wohl des 

Kindes oder des Jugendlichen die Inob-

hutnahme erfordert und  

c) die Personensorgeberechtigten nicht 

widersprechen oder 

d) eine familiengerichtliche Entschei-

dung nicht rechtzeitig eingeholt wer-

den kann oder 

6. ein ausländisches Kind oder ein ausländi-

scher Jugendlicher unbegleitet nach 

Deutschland kommt und sich weder Per-

sonensorge- noch Erziehungsberechtigte 

im Inland aufhalten. 

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, ein 

Kind oder einen Jugendlichen bei einer ge-

eigneten Person, in einer geeigneten Einrich-

tung oder in einer sonstigen Wohnform vor-

läufig unterzubringen; im Fall von Satz 1 

Nummer 2 auch ein Kind oder einen Jugend-

lichen von einer anderen Person wegzuneh-

men. 

(2) Das Jugendamt hat während der Inob-

hutnahme die Situation, die zur Inobhutnah-

me geführt hat, zusammen mit dem Kind o-

der dem Jugendlichen zu klären und Mög-

lichkeiten der Hilfe und Unterstützung aufzu-
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zeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen ist 

unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 

Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 

Das Jugendamt hat während der Inobhut-

nahme für das Wohl des Kindes oder des Ju-

gendlichen zu sorgen und dabei den not-

wendigen Unterhalt und die Krankenhilfe 

sicherzustellen; § 39 Absatz 4 Satz 2 gilt ent-

sprechend. Das Jugendamt ist während der 

Inobhutnahme berechtigt, alle Rechtshand-

lungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kin-

des oder Jugendlichen notwendig sind; der 

mutmaßliche Wille der Personensorge- oder 

der Erziehungsberechtigten ist dabei ange-

messen zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

 

(3) […] 

[…] 

zeigen. Dem Kind oder dem Jugendlichen ist 

unverzüglich Gelegenheit zu geben, eine 

Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 

Das Jugendamt hat während der Inobhut-

nahme für das Wohl des Kindes oder des Ju-

gendlichen zu sorgen und dabei den not-

wendigen Unterhalt und die Krankenhilfe 

sicherzustellen; § 39 Absatz 4 Satz 2 gilt ent-

sprechend. Das Jugendamt ist während der 

Inobhutnahme berechtigt, alle Rechtshand-

lungen vorzunehmen, die zum Wohl des Kin-

des oder Jugendlichen notwendig sind; der 

mutmaßliche Wille der Personensorge- oder 

der Erziehungsberechtigten ist dabei ange-

messen zu berücksichtigen. Im Fall des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nummer 3 gehört zu den 
Rechtshandlungen nach Satz 4, zu denen das 
Jugendamt verpflichtet ist, insbesondere die 
unverzügliche Stellung eines Asylantrags für 
das Kind oder den Jugendlichen in Fällen, in 
denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass das Kind oder der Jugendliche interna-
tionalen Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 
Nummer 2 des Asylgesetzes benötigt; dabei 
ist das Kind oder der Jugendliche zu beteili-
gen. 

(3) […] 

[…] 

 

III.III.III.III. zum Referentenentwurf vom 15.3.2017 eines Gesetzes zur Fortentwicklung der Registrierung und des Daten-

austausches zu aufenthalts- und asylrechtlichen Zwecken  

(Datenaustauschverbesserungsfortentwicklungsgesetz) 

Bisherige Fassung Entwurfsfassung 

Gesetz über das Ausländerzentralregister (AZR) 

§ 18d Datenübermittlung an die Jugendämter 

An die Jugendämter werden zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben nach dem Achten Buch Sozi-

algesetzbuch zu Ausländern, die keine freizü-

gigkeitsberechtigten Unionsbürger sind, auf 

Ersuchen die Grunddaten und folgende Da-

ten übermittelt:  

1. abweichende Namensschreibweisen, 

§ 18d Datenübermittlung an die Jugendämter 

An die Jugendämter werden zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben nach dem Achten Buch Sozi-

algesetzbuch zu Ausländern, die keine freizü-

gigkeitsberechtigten Unionsbürger sind, auf 

Ersuchen die Grunddaten und folgende Da-

ten übermittelt:  

1. abweichende Namensschreibweisen, 
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andere Namen, Aliaspersonalien und 

Angaben zum Ausweispapier, 

2. AKN-Nummer, 

3. Angaben zum aufenthaltsrechtlichen 

Status und zu den für oder gegen den 

Ausländer getroffenen aufenthaltsrechtli-

chen Entscheidungen, 

4. Angaben zum Asylverfahren, 

5. die Anschrift im Bundesgebiet, 

6. freiwillig gemachte Angaben zu Telefon-

nummern und E-Mail-Adressen, 

7. begleitende minderjährige Kinder und 

Jugendliche, Elternteile, Ehegatten und 

Lebenspartner jeweils mit Familienname 

und Vornamen, 

 

 

8. das zuständige Bundesland, die zuständi-

ge Aufnahmeeinrichtung und Ausländer-

behörde, bei unbegleiteten minderjähri-

gen Kindern und Jugendlichen das zu-

ständige Jugendamt, 

9. die Durchführung der Gesundheitsunter-

suchung nach § 62 Absatz 1 des Asylge-

setzes sowie die Untersuchung auf Vorlie-

gen einer ansteckungsfähigen Lungentu-

berkulose nach § 36 Absatz 4 des Infekti-

onsschutzgesetzes, jeweils mit Ort und Da-

tum, 

10. die Durchführung von Impfungen mit Art, 

Ort und Datum der jeweiligen Impfung. 

andere Namen, Aliaspersonalien und 

Angaben zum Ausweispapier, 

2. AKN-Nummer, 

3. Angaben zum aufenthaltsrechtlichen 

Status und zu den für oder gegen den 

Ausländer getroffenen aufenthaltsrechtli-

chen Entscheidungen, 

4. Angaben zum Asylverfahren, 

5. die Anschrift im Bundesgebiet, 

6. freiwillig gemachte Angaben zu Telefon-

nummern und E-Mail-Adressen, 

7. begleitende minderjährige Kinder und 

Jugendliche, Elternteile, Ehegatten und 

Lebenspartner jeweils mit Familienname 

und Vornamen, 

7a. Feststellung der unbegleiteten Einreise 
von minderjährigen Kindern und Jugend-
lichen nach Deutschland, 

8. das zuständige Bundesland, die zuständi-

ge Aufnahmeeinrichtung und Ausländer-

behörde, bei unbegleiteten minderjähri-

gen Kindern und Jugendlichen das zu-

ständige Jugendamt, 

9. die Durchführung der Gesundheitsunter-

suchung nach § 62 Absatz 1 des Asylge-

setzes sowie die Untersuchung auf Vorlie-

gen einer ansteckungsfähigen Lungentu-

berkulose nach § 36 Absatz 4 des Infekti-

onsschutzgesetzes, jeweils mit Ort und Da-

tum, 

10. die Durchführung von Impfungen mit Art, 

Ort und Datum der jeweiligen Impfung. 

Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern 
im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz) 

§ 49 Überprüfung, Feststellung und Sicherung 
der Identität 

[…] 

(8) Die Identität eines Ausländers, der in Ver-

bindung mit der unerlaubten Einreise aufge-

griffen und nicht zurückgewiesen wird, ist 

durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu 

sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder 

und Abdrucke aller zehn Finger aufgenom-

men werden. Die Identität eines Ausländers, 

der das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat, ist unter den Voraussetzungen des Satzes 

1 nur durch das Aufnehmen eines Lichtbildes 

zu sichern. 

§ 49 Überprüfung, Feststellung und Sicherung 
der Identität 

[…] 

(8) Die Identität eines Ausländers, der in Ver-

bindung mit der unerlaubten Einreise aufge-

griffen und nicht zurückgewiesen wird, ist 

durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu 

sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder 

und Abdrucke aller zehn Finger aufgenom-

men werden. Die Identität eines Ausländers, 

der das sechste Lebensjahr noch nicht voll-

endet hat, ist unter den Voraussetzungen des 

Satzes 1 nur durch das Aufnehmen eines 

Lichtbildes zu sichern. 
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(9) Die Identität eines Ausländers, der sich 

ohne erforderlichen Aufenthaltstitel im Bun-

desgebiet aufhält, ist durch erkennungs-

dienstliche Maßnahmen zu sichern. Nach 

Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke 

aller zehn Finger aufgenommen werden. Die 

Identität eines Ausländers, der das 14. Le-

bensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter 

den Voraussetzungen des Satzes 1 nur durch 

das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern. 

(10) […] 

(9) Die Identität eines Ausländers, der sich 

ohne erforderlichen Aufenthaltstitel im Bun-

desgebiet aufhält, ist durch erkennungs-

dienstliche Maßnahmen zu sichern. Nach 

Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke 

aller zehn Finger aufgenommen werden. Die 

Identität eines Ausländers, der das sechste 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter 

den Voraussetzungen des Satzes 1 nur durch 

das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern. 

(10) […] 

§ 71 Zuständigkeit 

[…] 

(4) Für die erforderlichen Maßnahmen nach 

den §§ 48, 48a und 49 Absatz 2 bis 9 sind die 

Ausländerbehörden, die mit der polizeilichen 

Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 

beauftragten Behörden und die Polizeien der 

Länder zuständig. In den Fällen des § 49 Abs. 

4 sind auch die Behörden zuständig, die die 

Verteilung nach § 15a veranlassen. In den 

Fällen des § 49 Abs. 5 Nr. 5 sind die vom Aus-

wärtigen Amt ermächtigten Auslandsvertre-

tungen zuständig. 

 

 

 

 

 

(5) […] 

[…] 

§ 71 Zuständigkeit 

[…] 

(4) Für die erforderlichen Maßnahmen nach 

den §§ 48, 48a und 49 Absatz 2 bis 9 sind die 

Ausländerbehörden, die mit der polizeilichen 

Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 

beauftragten Behörden und die Polizeien der 

Länder zuständig. In den Fällen des § 49 Abs. 

4 sind auch die Behörden zuständig, die die 

Verteilung nach § 15a veranlassen. In den 

Fällen des § 49 Abs. 5 Nr. 5 sind die vom Aus-

wärtigen Amt ermächtigten Auslandsvertre-

tungen zuständig. In den Fällen des § 49 Ab-
satz 8 und 9 können die erkennungsdienstli-
chen Maßnahmen bei ausländischen Kindern 
oder Jugendlichen, die unbegleitet in das 
Bundesgebiet eingereist sind, auch durch die 
Aufnahmeeinrichtungen im Sinne des § 44 
des Asylgesetzes und die Außenstellen des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
vorgenommen werden. 

(5) […] 

[…] 

Asylgesetz (Asylgesetz) 

§ 16 Sicherung, Feststellung und Überprüfung 
der Identität 

 (1) Die Identität eines Ausländers, der um 

Asyl nachsucht, ist durch erkennungsdienstli-

che Maßnahmen zu sichern. Nach Satz 1 dür-

fen nur Lichtbilder und Abdrucke aller zehn 

Finger aufgenommen werden; soweit ein 

Ausländer noch nicht das 14. Lebensjahr voll-

endet hat, dürfen nach Satz 1 nur Lichtbilder 

aufgenommen werden. Zur Bestimmung des 

Herkunftsstaates oder der Herkunftsregion des 

§ 16 Sicherung, Feststellung und Überprüfung 
der Identität 

 (1) Die Identität eines Ausländers, der um 

Asyl nachsucht, ist durch erkennungsdienstli-

che Maßnahmen zu sichern. Nach Satz 1 dür-

fen nur Lichtbilder und Abdrucke aller zehn 

Finger aufgenommen werden; soweit ein 

Ausländer noch nicht das sechste Lebensjahr 

vollendet hat, dürfen nach Satz 1 nur Licht-

bilder aufgenommen werden. Zur Bestim-

mung des Herkunftsstaates oder der Her-
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Ausländers kann das gesprochene Wort au-

ßerhalb der förmlichen Anhörung des Aus-

länders auf Ton- oder Datenträger aufge-

zeichnet werden. Diese Erhebung darf nur 

erfolgen, wenn der Ausländer vorher darüber 

in Kenntnis gesetzt wurde. Die Sprachauf-

zeichnungen werden beim Bundesamt auf-

bewahrt. 

(2) […] 

[…] 

kunftsregion des Ausländers kann das ge-

sprochene Wort außerhalb der förmlichen 

Anhörung des Ausländers auf Ton- oder Da-

tenträger aufgezeichnet werden. Diese Erhe-

bung darf nur erfolgen, wenn der Ausländer 

vorher darüber in Kenntnis gesetzt wurde. Die 

Sprachaufzeichnungen werden beim Bun-

desamt aufbewahrt. 

(2) […] 

[…] 

Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) 

§ 42a Vorläufige Inobhutnahme von auslän-
dischen Kindern und Jugendlichen nach un-
begleiteter Einreise 

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und ver-

pflichtet, ein ausländisches Kind oder einen 

ausländischen Jugendlichen vorläufig in Ob-

hut zu nehmen, sobald dessen unbegleitete 

Einreise nach Deutschland festgestellt wird. § 

42 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2 und 3, Ab-

satz 5 sowie 6 gilt entsprechend. 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

(2) […] 

[…] 

§ 42a Vorläufige Inobhutnahme von auslän-
dischen Kindern und Jugendlichen nach un-
begleiteter Einreise 

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und ver-

pflichtet, ein ausländisches Kind oder einen 

ausländischen Jugendlichen vorläufig in Ob-

hut zu nehmen, sobald dessen unbegleitete 

Einreise nach Deutschland festgestellt wird. § 

42 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2 und 3, Ab-

satz 5 sowie 6 gilt entsprechend. 

(1a) Das Jugendamt hat dafür Sorge zu tra-
gen, dass die in Absatz 1 genannten Perso-
nen unverzüglich einer der in § 71 Absatz 4 
Satz 1 und 2 des Aufenthaltsgesetzes genann-
ten Behörden vorgestellt werden, damit die 
erkennungsdienstlichen Maßnahmen nach § 
49 Absatz 8 des Aufenthaltsgesetzes ergriffen 
werden können. 

(2) […] 

[…] 

 


